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Anlage B 
Begründung zur Vorlage 12/1309
Haushaltssatzung 2006 des LVR mit Haushaltsplan und Investitionsprogramm

2006 - 2010
1.
Öffentliche Auslegung/ Einwendungen
Der Entwurf der Haushaltssatzung 2006 mit Haushaltsplan und Anlagen liegt nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung gem. §§ 7 (1) und 23 LVerbO in Verbindung mit §§ 78 ff. GO NRW öffentlich zur Einsicht aus.

Einwendungen wurden nicht erhoben. 

2.
Aktueller Beratungsstand (Finanz- und Wirtschaftsausschuss 22.03.2006)
In seiner Sitzung am 22.03.2006 hat der Finanz- und Wirtschaftsausschuss die Beschlussfassung für die Haushaltssatzung 2006 des LVR mit Haushaltsplan und Anlagen (doppisch und kameral) und das Investitionsprogramm 2005-2009 einschließlich der im Finanz- und Wirtschaftsausschuss gestellten Anträge der Koalition ohne Votum an den Landschaftsausschuss verwiesen.
Über das Beratungsergebnis des Landschaftsausschusses am 29.03.2006 wird berichtet.

Bisher gefasste Änderungsempfehlungen sowie Änderungsvorschläge der Verwaltung sind

-
für den (kameralen) Verwaltungshaushalt in Anlage 1,

-
für den (kameralen) Vermögenshaushalt in Anlage 2 und

-
für den (doppischen) Haushalt in Anlage 3
im Einzelnen aufgeführt.

3.
Verwaltungshaushalt
Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich auf den kameralen Haushalt, da nach § 6 NKF Einführungsgesetz NRW für die Feststellung des Haushaltsausgleichs die jahresbezogenen kameralen Einnahmen und Ausgaben zugrunde zu legen sind, solange nicht sämtliche Aufgabenbereiche auf eine Rechnungsführung nach den Regeln der doppelten Buchführung umgestellt worden sind.

3.1
Zusammenfassung des Ergebnisses

Unter Berücksichtigung des als Anlage 1 beigefügten Veränderungsnachweises werden im Verwaltungshaushalt auf der Basis eines gegenüber dem Entwurf unveränderten Hebesatzes der Landschaftsumlage von 17,1 %, Einnahmen und Ausgaben in Höhe von 2.697.940.300 € ausgewiesen.

Der Veränderungsnachweis im Verwaltungshaushalt wird gegenüber dem Entwurf (neben diversen Anpassungen) insbesondere durch erhebliche Mindereinnahmen bei den allgemeinen Deckungsmitteln (Landschaftsumlage und Schlüsselzuweisungen) geprägt.

Zum Zeitpunkt der Haushaltsplanaufstellung 2006 lagen weder die Eckdaten zum Gemeindefinanzierungsgesetz (GFG), eine Modellrechnung des Landesamtes für Datenverarbeitung und Statistik (LDS) noch die Orientierungsdaten für die zukünftigen Haushaltsjahre vor.

In der Zwischenzeit liegen die erste Modellrechnung des LDS und der Regierungsentwurf zum Gemeindefinanzierungsgesetz 2006 vor.

Bei den allgemeinen Deckungsmitteln (Landschaftsumlage und Schlüsselzuweisungen), der Investitionspauschale Eingliederungshilfe und der Bedarfszuweisung landschaftlicher Kulturpflege ergeben sich Mindereinnahmen.
Die nach den Eckdaten des GFG-Entwurfes beabsichtigte Kürzung der Schlüsselzuweisungen um 5,8 % sowie strukturelle Änderungen im Finanzausgleich führen zu einer deutlichen Reduzierung der Umlagegrundlagen gegenüber dem Entwurf. Bei einem gegenüber dem Entwurf unveränderten Hebesatz von 17,1 % beträgt die Landschaftsumlage rd. 1,714 Mrd. €. 
Dies entspricht einer Reduzierung um 37,8 Mio. € gegenüber dem Entwurf.

Durch die o.a. beabsichtigte Kürzung von 5,8 % sowie durch vorgesehene Anpassung der Umlagekraftmesszahl von 14,0 % auf 15,6 % im GFG-Entwurf 2006 betragen die Schlüsselzuweisungen nunmehr rd. 207,2 Mio. €, was zu einer Reduzierung um rd. 11,1 Mio. € führt (rd. 5,0 Mio. € durch Änderung der Umlagekraftmesszahl).

Durch den Entwurf des GFG 2006 wird die Investitionspauschale um rd. 3,1 Mio. € und die Bedarfszuweisung für die landschaftliche Kulturpflege um rd. 0,2 Mio. € gekürzt.

Die oben aufgeführten Änderungen betragen 52,2 Mio. €. 
Dieser Umstand sowie andere Änderungen führen dazu, dass sich – wie oben bereits aufgeführt - der ursprüngliche Zuschussbedarf in Höhe von

34.690.200 € um 54.216.600 € auf nunmehr 88.906.800 € erhöht. 
Nach dem derzeitigen Stand der Arbeiten an der Jahresrechnung (17.03.2006) beträgt der voraussichtliche Jahresüberschuss rd.98,9 Mio. €, welcher der allgemeinen Rücklage zugeführt werden muss. Die Deckung des o.a. Zuschussbetrages ist somit in der genannten Höhe von rd. 88,9 Mio. € möglich.

Der Veränderungsnachweis im Verwaltungshaushalt wird (neben diversen Anpassungen) insbesondere durch folgende Faktoren geprägt:

3.2
Wesentliche ergebnisverändernde Haushaltsverbesserung (+) / - verschlechterungen (-) gegenüber dem Entwurf 2005











in Mio. EUR

3.21
Ersatzleistungen für Personalausgaben

-
Reduzierung der Ersatzleistungen im Bereich

     - 1,4 Mio. €


der Internate und der von den RK zu erstattenden 


Personalkosten für Planungsleistungen des GLM

3.22
Sozialhilfe – Einzelplan 4 A

-
Änderung Investitionspauschale Eingliederungshilfe




durch GFG 2006  - Entwurf
        
  

                 - 3,1 Mio. €


-
Im Bereich des Betreuten Wohnens wurde zur  

     - 0,9 Mio. € 


Durchsetzung des sozialhilferechtlichen Vorrangs



offener Hilfen ein Anreizprogramm für Menschen



mit Behinderung eingerichtet.

3.23
Allgemeine Finanzwirtschaft – Einzelplan 9 

-
Mindereinnahmen bei der Berechnung der 



Landschaftsumlage gem. 1. Modellrechnung LDS



auf der Grundlage eines Hebesatzes von 17,1 %

   - 37,8 Mio. €


-
Geringere Schlüsselzuweisungen gem. 




1. Modellrechnung LDS



  
    - 11,1 Mio. €


-
Entnahme aus der allgemeinen Rücklage



und somit Zuführung vom Vermögens- an den



Verwaltungshaushalt zum Haushaltsausgleich 
  
 +  54,2 Mio. €
3.24
Sonstige Haushaltsverbesserungen/-verschlechterungen
(Mehr- und Minderausgaben bzw. Mehr- und Minderein-

nahmen) 

Saldiertes Ergebnis                                                                              + 0,1 Mio. 

4. 
Vermögenshaushalt 2006, Investitionsprogramm für die Jahre 2005 - 2009

Die Einnahmen und Ausgaben des Vermögenshaushaltes 2006 erhöhen sich gegenüber dem gedruckten Haushaltsentwurf um  58.577.400 € auf 

       384.871.150 EUR.

Die o. g. Veränderungen im Vermögenshaushalt ergeben sich insbesondere durch die Entnahme aus der allgemeinen Rücklage, sowie der entsprechenden speziellen Zuführung zum Verwaltungshaushalt (+54,2 Mio. EUR).

Auf eine weitere Veränderung im Vermögenshaushalt wird besonders hingewiesen, die sich durch die geänderte Veranschlagung im Bereich der Förderung von Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen für Werkstätten aus Mitteln der Ausgleichsabgabe in Höhe von 8,4 Mio. € ergibt.

Durch die Zusammenführung der Förderung und Auszahlung der Förderbeträge in Amt 72 (bisher erfolgte die Auszahlung durch Amt 61) sind die Fördermittel aus der Ausgleichsabgabe auch im Einzelplan 4A – Sozialhilfe in Einnahme und Ausgabe darzustellen. 

Weitere Veränderungen ergeben sich aus 

-der Gewährung eines Darlehens an LVR Infokom für einen Umbau des übertragenen Sondervermögens im LVR-Haus (+0,9 Mio. EUR),  

-der Reduzierung der Trägerzuschüsse zur anteiligen Abdeckung des Investitionsaufwandes der Rheinischen Kliniken (-1,7 Mio. EUR) und Rheinischen Heilpädagogischen Netzwerke (-0,5 Mio. EUR),

-der geänderten Veranschlagung der Baumaßnahme „Herrichtung eines gerontopsychiatrischen Zentrums für die Rheinischen Kliniken Langenfeld“.


Hierdurch verringert sich der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt erforderlich ist, um 1.797.100 EUR auf nunmehr insgesamt







26.926.700 EUR.

Die Verpflichtungsermächtigungen erhöhen sich aufgrund von Kostenveränderungen in verschiedenen Einzelplänen saldiert um insgesamt  16.550 € auf nunmehr 




36.003.400 EUR.
Zu den einzelnen Veränderungen der Einnahme- und Ausgabepositionen wird auf die Anlage 2 verwiesen.

5.
NKF (doppischer) Haushalt 

Die kameralen Veränderungen wurden im NKF-Haushalt, für die bisher umgestellten Bereiche berücksichtigt.
Daneben erfolgte eine umlageneutrale Feinabstimmung zwischen kameraler und doppischer Veranschlagung.


Die aktualisierten Änderungen der Ertrags- und Aufwandspositionen (im Ergebnisplan) sowie der Einzahlungs- und Auszahlungspositionen (im Finanzplan) sind in der  Anlage 3 zusammengefasst.

Neben den Kostenanpassungen (resultierend aus genaueren Kostenberechnungen) entsprechend dem kameralen Veränderungsnachweis wurden auch die aktivierbaren Eigenleistungen aktualisiert. 

Die Darstellung im Deckblatt der Anlage 3 enthält nur die geänderten Produktgruppen.

Hierdurch kommt es in der Haushaltssatzung zu folgenden Veränderungen:


Der Gesamtbetrag der Erträge erhöht sich um 1.564.900 € auf nunmehr insgesamt







 419.230.750 EUR.

Der Gesamtbetrag der Aufwendungen erhöht sich um 9.792.300 € auf nunmehr insgesamt






          2.218.079.400 EUR.
Im Finanzplan bleibt der Gesamtbetrag der Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit unverändert und beträgt





            386.580.800 EUR.
Der Gesamtbetrag der Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit erhöht sich um 8.926.650 € auf nunmehr insgesamt





          2.214.172.050 EUR.
Der Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit erhöht sich um 5.362.800 € auf nunmehr






14.607.000 EUR.
Der Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit  erhöht sich um 130.000 € auf nunmehr






23.490.050 EUR.
6.
Risiken und Vorbelastungen für das Haushaltjahr 2006  
Es wird darauf hingewiesen, dass das Gemeindefinanzierungsgesetz (GFG) 2006 

derzeit noch nicht verabschiedet ist.
7.
Weitere Veränderungen inhaltlicher Auswirkungen

Die Verwaltung bittet weiterhin um Einverständnis, dass sowohl gliederungs- und gruppierungsmäßige Änderungen (im kameralen Haushalt), Änderungen in den einzelnen Produktgruppen (im NKF-Haushalt), technische, sowie redaktionelle Änderungen, die keine Auswirkungen auf das Gesamtergebnis haben, ohne Einzelaufführungen im Veränderungsnachweis bei der Drucklegung des Haushaltes und der Anlagen vorgenommen werden dürfen.

Dies gilt auch für Änderungen von Deckungsringen (im kameralen Haushalt), die 
keine finanzielle Auswirkung haben.

Änderungen der in den Teilergebnisplänen dargestellten erfolgsneutralen internen Leistungsbeziehungen (Zeilen 27 und 28 des TEP) können erst nach der Verabschiedung des Haushaltes im Rahmen der Drucklegung dargestellt werden.

M o l s b e r g e r 
